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speziell unter der Jugend. Dadurch wird eine Atmosphäre 
der Unduldsamkeit gegenüber Angriffen auf das Volks­
vermögen, Bestechlichkeit und Rowdytum geschaffen. Zur 
Festigung der Rechtsordnung werden die Arbeiterver­
sammlungen, die Räte für die Vorbeugung von Rechtsver­
letzungen in den Betrieben, Dorfversammlungen und an­
dere Formen des gesellschaftlichen Einflusses stärker ge­
nutzt.

Hervorgehoben wird die persönliche Verantwortung der 
Leiter von Betrieben, Baustellen und Einrichtungen, der 
Sekretäre von Partei- und Komsomolorganisationen, der 
Vorsitzenden der Gewerkschaftskomitees, der Abteilungs­
und Schichtleiter sowie der Brigadiere für den Zustand der 
Rechtsordnung und der Disziplin in ihrem Bereich, für das 
rechtzeitige und wirksame Reagieren auf Mitteilungen und 
Signale oder Fakten antigesellschaftlichen Verhaltens ein­
zelner Kollektivmitglieder. Wer sich gleichgültig und sorg­
los zu dieser Aufgabe verhält, wird zur Rechenschaft ge­
zogen.

Der Beschluß des Zentralkomitees verallgemeinert die 
positiven Erfahrungen der Teilnahme der Öffentlichkeit 
am Kampf gegen Rechtsverletzungen. Die Organe der 
Partei und der Sowjets, die Sicherheits- und Justizorgane 
sowie die gesellschaftlichen Organisationen ergreifen und 
verwirklichen praktische Maßnahmen zur weiteren Ver­
besserung der Tätigkeit der freiwilligen Volksabteilungen, 
der Kameradschaftsgerichte, der gesellschaftlichen Zentren 
zum Schutze der Ordnung sowie anderer Organe der ge­
sellschaftlichen Initiative. Des weiteren wird durch sie be­
sonders die Initiative der Werktätigen zur Gewährleistung 
einer vorbildlichen Ordnung in den Wohngebieten und 
Betrieben unterstützt. Dabei ist den Vorschlägen und Kri­
tiken der Bürger noch mehr Aufmerksamkeit zuzuwen­
den; sie sind bei der Erarbeitung und Verwirklichung von 
Maßnahmen zur Bekämpfung und Vorbeugung der Krimi­
nalität noch stärker zu berücksichtigen. Verantwortliche 
Mitarbeiter der Partei und der Sowjetorgane sowie der 
Sicherheits- und Justizorgane werden sich zu diesen Fra­
gen regelmäßig vor Kollektiven in Betrieben und Wohn­
gebieten sowie im Rundfunk und im Fernsehen äußern.

Die Massenmedien — Zeitungen und Zeitschriften, 
Rundfunk, Fernsehen und Film — sowie die Gesellschaft 
zur Verbreitung wissenschaftlicher Kenntnisse („Snanije“) 
werden noch stärker Fragen des Kampfes gegen Rechts­
verletzungen beleuchten und konkret und überzeugend 
das antigesellschaftliche Wesen dieser Erscheinungen ent­
hüllen. Systematisch werden die nützlichen Erfahrungen 
der Teilnahme der Arbeitskollektive und der Öffentlich­
keit beim Schutz der Ordnung sowie die selbstlose Tätig­
keit der Mitarbeiter der Sicherheits- und Justizorgane zur 
Verteidigung der Interessen des Staates und der Rechte 
der Bürger vor Straftaten aufgezeigt.

Das Ministerium des Innern, die Staatsanwaltschaft, das 
Ministerium der Justiz und das Oberste Gericht der 
UdSSR vervollkommnen ihre Koordinierung auf all die­
sen Gebieten und nehmen entsprechenden Einfluß auf das 
Wirken der ihnen unterstellten Organe. Sie sichern auf 
dieser Grundlage das allseitige Studium der Praxis des 
Kampfes gegen Rechtsverletzungen und die einheitliche 
Anwendung der sowjetischen Gesetze; sie kämpfen wei­
terhin entschlossen gegen die Kriminalität und festigen 
die Verbindungen mit den Kollektiven der Werkätigen.

Die Aufgaben, die sich in Durchführung dieses Beschlusses 
des Zentralkomitees der KPdSU für die Justizorgane und 
speziell die Gerichte ergeben, erläuterte unlängst der 
Minister der Justiz der UdSSR, W. I. Terebilow (vgl. „Is- 
westija“ vom 24. Oktober 1979).

Danach hat die Vervollkommnung der Tätigkeit der 
Volksgerichte, die 90 bis 95 Prozent aller Straf- und Zivil­
sachen behandeln, entscheidende Bedeutung für die Ga­
rantie der Gesetzlichkeit und der Rechtsordnung. Das 
gilt sowohl für die Objektivität, Vollständigkeit und Über­
zeugungskraft der Beweiswürdigung, für die Begründetheit 
und Gesetzlichkeit der gerichtlichen Entscheidungen als 
auch für die aufmerksame Behandlung der Beschwerden 
und Gesuche der Bürger, die sie in den Sprechstunden 
vortragen. Die Richter und Mitarbeiter der Justizorgane

sind verpflichtet, jeden Bürger, der sich an sie wendet, 
aufmerksam anzuhören, sich mit aller Ernsthaftigkeit jeder 
Beschwerde zuzuwenden und die entsprechenden Entschei­
dungen zu treffen. Das ist die erste Stufe und eine der 
wichtigsten Bedingungen der weiteren Vervollkommnung 
der Tätigkeit der Gerichte und der Justizorgane, denn hier 
beginnt die Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit.

Besonderes Augenmerk wird auf die allseitige, exakt 
organisierte und schnelle Behandlung der Verfahren bei 
Einhaltung aller Prozeßnormen gelenkt. Wenn auch etwa 
90 Prozent der Verfahren fristgemäß zu Ende geführt wer­
den, sollen doch, um unbegründete Verzögerungen zu ver­
meiden, die Vorsitzenden der Gerichte alle jene Sachen 
unter persönliche Kontrolle nehmen, bei denen die vom 
Gesetz bestimmte Frist verletzt wurde, und Maßnahmen 
zu ihrer umgehenden Behandlung ergreifen.

Von der Verhandlung vor erweiterter Öffentlichkeit soll 
vorwiegend bei solchen Verfahren Gebrauch gemacht wer­
den, die vom Gesichtspunkt der öffentlichen Moral beson­
ders lehrreich sind. Solche Verhandlungen sind von gro­
ßer Bedeutung, wenn sie in Betrieben, Einrichtungen, Sow­
chosen und Kolchosen stattfinden und wenn im Saal 
diejenigen versammelt sind, für die es nützlich ist zu erfah­
ren, wie auf Gesetzesverletzungen reagiert wird. Jeder 
Bürger muß den Gerichtssaal mit dem Bewußtsein ver­
lassen, daß ein gerechtes Urteil gefällt wurde und sich 
kein Rechtsverletzer seiner Verantwortung entziehen kann. 
Die Vorbereitung solcher Verhandlungen muß von den ört­
lichen Partei- und Staatsorganen, Wirtschaftsfunktionären 
und gesellschaftlichen Organisationen auf jede Art und 
Weise unterstützt werden.

Die Gerichte kämpfen konsequent gegen Angriffe auf 
das sozialistische Eigentum, insbesondere gegen Diebstahl, 
Betrug, Spekulation und Bestechlichkeit. Bei Verbrechen 
gegen das sozialistische Eigentum sind solche zusätzlichen 
Maßnahmen zu ergreifen wie die Vermögenseinziehung 
oder das Verbot, bestimmte Tätigkeiten auszuüben oder 
bestimmte Funktionen zu bekleiden. Konsequent ist auch 
von der Verurteilung zum Schadenersatz Gebrauch zu 
machen, wobei der volle Ersatz obligatorisch ist.

Besonderes Augenmerk widmen die Gerichte der Pro­
phylaxe als notwendiger Bedingung zur Ausmerzung jeg­
licher Verletzungen der Rechtsordnung. In jeder fünften 
Sache fassen die Gerichte spezielle Beschlüsse, die sich an 
verantwortliche Leiter und Organe mit dem Ziel richten, 
konkrete Maßnahmen zur Beseitigung von begünstigenden 
Bedingungen für Rechtsverletzungen zu ergreifen. In stär­
kerem Maße muß kontrolliert werden, daß diese Beschlüsse 
von den jeweiligen Adressaten gründlich ausgewertet wer­
den. Jede Mißachtung solcher Beschlüsse ist eine grobe 
Gesetzesverletzung und muß geahndet werden.

Das sowjetische Gericht ist ein Volksgericht; seine 
Kraft und Autorität sind eng mit dem Volk verbunden, 
wobei diese Verbindung stets neu gefestigt wird. Mehr als 
700 000 Sowjetbürger wurden erst unlängst als Volksbei­
sitzer gewählt. Die Gerichte gewähren ihnen bei der Aus­
übung dieser wichtigen Funktion genauso allseitige Hilfe 
wie bei der Rechenschaftslegung vor den Wählern über 
ihre Arbeit im Gericht.

Eine große Rolle bei der Einbeziehung von Arbeits­
kollektiven und der Öffentlichkeit in die Vorbeugung von 
Rechtsverletzungen spielen die Kameradschaftsgerichte. 
Sie erhalten Anleitung von den Exekutivkomitees der ört­
lichen Sowjets, den Gewerkschaftsorganisationen und den 
staatlichen Gerichten, von letzteren vor allem zu recht­
lichen und methodischen Fragen.

Zur Festigung der Rechtsordnung gehört auch die 
Rechtserziehung der Bürger, die in der Familie beginnt 
und sich über die Schule bis in das Arbeitskollektiv fort­
setzt. Schwerpunkte sind dabei das Wirken in Arbeitskol­
lektiven und Wohngebieten sowie der Uiiterricht von 
Rechtsdisziplinen in Schulen, Hochschulen und Einrich­
tungen der Berufsausbildung.

Die KPdSU erwartet von den sowjetischen Sicherheits­
und Justizorganen Initiative, Prinzipienfestigkeit und Un­
versöhnlichkeit im Kampf gegen alle Verletzungen der so­
zialistischen Rechtsordnung. Der Beschluß des Zentral­
komitees der KPdSU gibt den Mitarbeitern der Sicher­
heits- und Justizorgane eine klare Orientierung für die 
Erfüllung ihrer Aufgaben.


